
Drucksache 18/5000 – 4 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode 
 
 

Zusammenfassung der Vorschläge und Empfehlungen der Kommission 

Auftrag der vom Deutschen Bundestag mit Beschluss vom 20. März 2014 eingesetzten Kommission war es „zu 
prüfen, wie auf dem Weg fortschreitender Bündnisintegration und trotz Auffächerung von Aufgaben die Parla-
mentsrechte gesichert werden können.“ Eine verstärkte militärische Integration erhöht die gegenseitigen Abhän-
gigkeiten zwischen den Bündnispartnern und geht einher mit politischen Verpflichtungen, die auch die praktische 
Ausübung der Parlamentsrechte beim Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte berühren. Die folgenden Vor-
schläge und Empfehlungen der Kommission zielen darauf, die Rechte des Bundestages bei der Begleitung der 
militärischen Integration zu sichern und zugleich die Bündnisfähigkeit Deutschlands zu stärken. 

Berichte zu multilateralen militärischen Verbundfähigkeiten 

Die Kommission schlägt vor, dass die Bundesregierung dem Bundestag jährlich einen Bericht über die multilate-
ralen militärischen Verbundfähigkeiten vorlegt, deren Verfügbarkeit politisch gesichert werden soll. Des Weite-
ren sollte die Bundesregierung bei der Einrichtung neuer multilateraler Verbundfähigkeiten den Bundestag früh-
zeitig unterrichten, um gezielte Aufmerksamkeit für die Reichweite des damit verbundenen Integrationsschrittes 
zu erreichen. Ziel dieser Berichte ist die Schaffung eines politischen Vertrauensstatus für die deutschen Beiträge 
zu diesen Fähigkeiten. Die konstitutive Zustimmung des Bundestages bleibt auch bei den multilateralen militäri-
schen Verbundfähigkeiten Voraussetzung für ihren Einsatz im Rahmen einer bewaffneten Unternehmung, nicht 
zuletzt um die öffentliche Vermittlung eines solchen Einsatzes zu sichern. 
Mit dem Begriff „multilaterale militärische Verbundfähigkeiten“ (englisch: multilateral composite military ca-
pabilities, französisch: capacités militaires multilatérales composites) kennzeichnet die Kommission die im Rah-
men fortschreitender Bündnisintegration entstandenen militärischen Fähigkeiten, die aufgrund der mit ihnen ver-
bundenen Abhängigkeiten einen besonderen politischen Vertrauensstatus benötigen. 
Der Begriff „Verbund“ beschreibt eine arbeitsteilige Struktur, bei der die einzelnen Elemente nicht voneinander 
getrennt werden können, ohne das Ganze und seine Einzelteile zu beschädigen. Der Verbund als Ganzes besitzt 
also einen Mehrwert gegenüber der Summe seiner Teile. Zugleich verdeutlicht der Begriff Verbundfähigkeit, dass 
die nationalen Beiträge zum Verbund als solche erkennbar bleiben. Die Verbundfähigkeiten sind multilateral, 
weil sie auf einer multilateralen Arbeitsteilung im Kontext von NATO oder EU basieren. Damit sind nicht nur 
multinational zusammengesetzte und betriebene Strukturen erfasst, sondern auch nationale Spezialisierungen. 
Auch solche nationalen Fähigkeiten können von kritischer Bedeutung für das Funktionieren des Bündnisses und 
damit Teil der Arbeitsteilung im multilateralen Verbund sein. 
Beispiele für multilaterale Verbundfähigkeiten sind AWACS, künftig das System zur Bodenaufklärung aus der 
Luft (Alliance Ground Surveillance), die EU-Battlegroups sowie die integrierte Kommandostruktur der NATO. 
Ein weiteres Beispiel ist die Very High Readiness Joint Task Force (VJTF) der NATO, deren Funktionsfähigkeit 
davon abhängt, dass die Mitgliedstaaten ihre Beiträge, die sie eingebracht haben, im Einsatzfall auch tatsächlich 
zur Verfügung stellen. Auch im Rahmen der Bündelung nationaler Fähigkeiten unter einem gemeinsamen Kom-
mando (Pooling), wie zum Beispiel beim Europäischen Lufttransportkommando (EATC), können gegenseitige 
Abhängigkeiten bestehen. 
Die Kommission ist der Auffassung, dass eine weiter fortschreitende Bündnisintegration militärischer Fähigkeiten 
unter anderem entscheidend vom Vertrauen der Partner darin abhängt, dass die arbeitsteilig organisierten Fähig-
keiten sicher und verlässlich zur Verfügung stehen, falls eine Mission auf internationaler Ebene mit deutscher 
Zustimmung beschlossen wird. Um das Vertrauen der Bündnispartner in die Verlässlichkeit Deutschlands zu stär-
ken, bedarf es eines politischen Prozesses, der die mit den multilateralen Verbundfähigkeiten verknüpften Abhän-
gigkeiten in das Bewusstsein der politischen Akteure rückt. Dem sollen die von der Kommission vorgeschlagenen 
Berichte zu multilateralen militärischen Verbundfähigkeiten dienen. 
Die Bundesregierung erklärt durch die Vorlage der jährlichen Berichte, welche konkrete Verantwortung für die 
multilateralen militärischen Verbundfähigkeiten aus der Bündnissolidarität folgt. Dabei sollen die Berichte einen 
aktuellen Gesamtüberblick über die im Rahmen der Bündnisintegration von Deutschland eingegangenen politi-
schen Verpflichtungen und damit verbundenen Abhängigkeiten geben. Damit ist die Erwartung verbunden, dass 
dies auf zweierlei Weise eine vertrauensbildende Wirkung gegenüber den Partnern entfaltet. Zum einen bindet 
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sich die Bundesregierung selbst an diese Konkretisierung der Bündnissolidarität. Zum anderen sollen der Bericht 
und die mit ihm verbundene Debatte nicht zuletzt durch ihre Regelmäßigkeit im Bundestag ein erhöhtes Bewusst-
sein für die Belange der Partner schaffen. In diesem Sinne dienen die Berichte der Vorbereitung und Erleichterung 
der politischen Willensbildung, wenn die Bundesregierung den Bundestag um Zustimmung zum Einsatz solcher 
Fähigkeiten ersucht. 
Der Bericht über die Einrichtung einer neuen multilateralen militärischen Verbundfähigkeit soll eine zeitnahe und 
fokussierte Beratung der spezifischen Fragen ermöglichen, die sich mit Blick auf die jeweilige neue Fähigkeit 
stellen. 

Aufnahme einer Regelung zu Stäben und Hauptquartieren in das Parlamentsbeteiligungs- 
gesetz 

Um der besonderen Bedeutung militärischer Stäbe und Hauptquartiere Rechnung zu tragen, schlägt die Kommis-
sion vor, durch eine ausdrückliche Regelung im Parlamentsbeteiligungsgesetz ein größeres Maß an Rechtssicher-
heit zu schaffen. 
Nicht der Zustimmung des Bundestages unterliegt danach die Mitwirkung von Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr in Stäben und Hauptquartieren der NATO, der EU oder einer anderen Organisation gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit. Etwas anderes gilt, wenn sich deutsche Soldatinnen oder Soldaten im Rahmen dieser Tä-
tigkeit in einem Gebiet eines bewaffneten Konflikts befinden. Hintergrund ist, dass damit typischerweise eine 
erhöhte militärische Gefahr für die Soldatinnen und Soldaten verbunden ist. Aus diesem Grund soll auch die 
Verlegung von mobilen Elementen eines ständigen Stabes in das Gebiet eines bewaffneten Konflikts der Zustim-
mungspflicht unterliegen. Gleiches gilt, wenn Soldatinnen oder Soldaten dort eingesetzte Waffen unmittelbar be-
dienen. 

Klärungen zum Einsatzbegriff 

Die Kommission empfiehlt mit Blick auf die in den Beratungen aufgeworfenen Abgrenzungsfragen eine gesetz-
geberische Klarstellung des Einsatzbegriffs, die verdeutlicht, bei welchen praktisch relevanten Einsatztypen typi-
scherweise eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung nicht zu erwarten und eine Zustimmung des 
Bundestages nicht erforderlich ist. Sie sieht insbesondere Klärungsbedarf mit Blick auf bestimmte Einsatztypen, 
bei denen die Soldatinnen und Soldaten entweder unbewaffnet sind oder lediglich zum Zwecke der Selbstvertei-
digung Waffen mit sich führen. Dies sind die Bereitstellung von Logistikdienstleistungen und medizinischer Ver-
sorgung sowie die Entsendung von Ausbildungs- und Beobachtermissionen. 
Die Kommission schlägt daher die Aufnahme einer gesetzlichen Vermutung vor, unter welchen Umständen bei 
diesen Einsatztypen eine Einbeziehung in eine bewaffnete Unternehmung nicht zu erwarten ist. 

Empfehlung zur Formulierung von Mandaten 

Die Kommission empfiehlt, dass die Bundesregierung bestehende Spielräume bei der Formulierung von Anträgen 
auf Zustimmung zu einem bewaffneten Einsatz stärker nutzt, um mit größerer Flexibilität auf Entwicklungen 
während der Laufzeit des Mandats reagieren zu können. Dies betrifft insbesondere die Obergrenze der einzuset-
zenden Soldatinnen und Soldaten, die Bestimmung des Einsatzgebietes sowie die Benennung der Fähigkeiten der 
einzusetzenden Streitkräfte. 
Eine Gestaltung der Mandate, die der Bundesregierung Spielräume für die operative Umsetzung der strategischen 
Ziele eines Einsatzes lässt, entspricht der verfassungsrechtlichen Aufgabenteilung zwischen Parlament und Re-
gierung. 
Mit Blick auf die Mandatierung einer deutschen Beteiligung an Friedensmissionen der Vereinten Nationen kön-
nen sich spezifische Flexibilitätsanforderungen ergeben. Die Kommission empfiehlt, den Bedarf der Vereinten 
Nationen in diesen Punkten zu berücksichtigen. 
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Vereinfachtes Verfahren 

Die Kommission sieht in dem vereinfachten Verfahren (§ 4 ParlBG) eine sachlich angemessene Differenzierung 
des Verfahrens, in dem die Zustimmung des Bundestages zu einem bewaffneten Einsatz der Streitkräfte von ge-
ringer Intensität und Tragweite erteilt wird. Sie ermöglicht eine angemessene Prioritätensetzung im parlamenta-
rischen Verfahren, ohne die fortlaufende Mitverantwortung des Bundestages in Frage zu stellen. Dies gilt insbe-
sondere für die Verlängerung unveränderter Mandate (§ 7 Absatz 1 ParlBG). 
Seit dem Jahr 2006 ist keinem Antrag der Bundesregierung im vereinfachten Verfahren zugestimmt worden. Eine 
Ursache hierfür liegt aus Sicht der Kommission darin, dass nach der gesetzlichen Regelung ein Schweigen als 
implizite Zustimmung gedeutet wird. Ein Grund, die Befassung des Bundestages zu verlangen, besteht daher in 
der damit verbundenen Möglichkeit, in der Sache eine andere Ansicht äußern zu können. 
Um die künftige Akzeptanz des vereinfachten Verfahrens zu erhöhen, empfiehlt die Kommission, an die parla-
mentarische Praxis anzuknüpfen, dass eine Fraktion erklären kann, mit der Behandlung des Antrags im verein-
fachten Verfahren einverstanden zu sein, aber dem Antrag in der Sache nicht zuzustimmen. Wird eine solche 
Erklärung abgegeben, sollte sie im Zusammenhang mit der Mitteilung über die im vereinfachten Verfahren erteilte 
Zustimmung protokollarisch veröffentlicht werden. Entsprechend sollte bei Erklärungen einzelner Mitglieder des 
Bundestages verfahren werden, unabhängig davon, ob diese das Quorum von fünf vom Hundert der Mitglieder 
des Bundestages erreichen. 

Regelmäßige bilanzierende Bewertung und ressortübergreifende Evaluierung 

Die Kommission schlägt vor, eine Pflicht zur Vorlage von regelmäßigen bilanzierenden Bewertungen und zur 
Vorlage eines Evaluierungsberichts nach Abschluss eines Einsatzes in die Regelung zu den Unterrichtungspflich-
ten (§ 6 ParlBG) aufzunehmen. Beide Unterrichtungspflichten sind bereits in der Begründung des Gesetzesent-
wurfs des Parlamentsbeteiligungsgesetzes vorgesehen. 
Aufgabe der bilanzierenden Bewertung in der Begründung von Verlängerungsanträgen ist es, auf der Grundlage 
strukturierter Schlüsselinformationen eine Bewertung der Wirksamkeit der Mission vorzunehmen. Der Evaluie-
rungsbericht soll auf der Grundlage einer umfassenden Nachbereitung des Einsatzes insbesondere differenziert 
darstellen, inwieweit die mit dem Einsatz verfolgten Ziele erreicht wurden. Dies schließt die Frage ein, welche 
Lehren für zukünftige Missionen gezogen werden können. Bilanzierende Bewertung und Evaluierung sollen nicht 
auf die militärischen Aspekte einer Krisenreaktionsmission beschränkt, sondern ressortübergreifend angelegt sein. 

Geheimhaltungsbedürftige Einsätze der Spezialkräfte 

Die Kommission schlägt vor, zum einen die bisherige Unterrichtungspraxis zu geheimhaltungsbedürftigen Ein-
sätzen der Spezialkräfte in das Parlamentsbeteiligungsgesetz zu übernehmen. Ergänzend sollen zum anderen der 
Auswärtige Ausschuss und der Verteidigungsausschuss des Bundestages nach Abschluss des Einsatzes über die 
wesentlichen Ziele und Ergebnisse mündlich unterrichtet werden. 
Operative Details eines Einsatzes, etwa die Zahl der eingesetzten Soldatinnen und Soldaten und die Art und 
Weise, wie der Einsatz vorbereitet und durchgeführt wurde, sind ausdrücklich von der Unterrichtung der Aus-
schüsse ausgenommen. Nicht Gegenstand der Unterrichtung sind auch Informationen, die Rückschlüsse auf die 
Fähigkeiten der Spezialkräfte ermöglichen und damit die Durchführung künftiger Einsätze gefährden können. 
Weiterhin sieht der Vorschlag ausdrücklich vor, dass die Geheimschutzinteressen der Bündnispartner zu wahren 
sind. Die Kooperationsfähigkeit der Spezialkräfte soll durch die Unterrichtung des Bundestages nicht beeinträch-
tigt werden. 
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Berücksichtigung der nichtmilitärischen Komponenten multidimensionaler Krisenreaktions-
einsätze 

Der konstitutive Parlamentsvorbehalt rückt zunächst die militärische Dimension einer internationalen Krisenre-
aktion in den Fokus der parlamentarischen und öffentlichen Aufmerksamkeit. Eine gehalt- und verantwortungs-
volle politische Debatte über den Sinn und Zweck eines solchen bewaffneten Einsatzes muss diesen jedoch im 
Lichte des politischen Gesamtkonzepts erörtern, in das er eingebettet ist. Dabei sind insbesondere die zivilen 
Komponenten in den Blick zu nehmen, ohne die eine nachhaltige Krisenbewältigung nicht möglich ist. Dazu 
zählen unter anderem humanitäre Hilfsleistungen, Maßnahmen zum Aufbau funktionierender staatlicher Struktu-
ren und zur Verbesserung der Menschenrechtslage sowie der Einsatz von Polizeikräften. Zu berücksichtigen sind 
auch die Schnittstellen der zivil-militärischen Zusammenarbeit. Vor diesem Hintergrund ist gerade die Ausgestal-
tung der nichtmilitärischen Teile, zum Beispiel hinsichtlich Fähigkeiten und Ausstattung, von Bedeutung für die 
Wirksamkeit eines militärischen Einsatzes, der stets in eine Gesamtkonzeption einzubetten ist. 
Die Kommission empfiehlt daher, dass die zivilen Aufgaben und Komponenten einer umfangreicheren, multidi-
mensionalen Krisenreaktionsmission in der parlamentarischen Beratung über einen bewaffneten Einsatz der 
Streitkräfte verstärkt Aufmerksamkeit erhalten. Eine Einbeziehung der zivilen bzw. polizeilichen Auslandsein-
sätze in den konstitutiven Parlamentsvorbehalt ist nicht Zweck der parlamentarischen Beratung oder einer even-
tuell begleitenden Beschlussfassung zu Aspekten der nichtmilitärischen Komponenten. Gegenstand des parla-
mentarisch mitverantworteten Mandats bleibt allein der Einsatz bewaffneter Streitkräfte. 

Strategische Debatte über verstärktes Engagement im Bereich Friedensmissionen der Verein-
ten Nationen 

Nach Einschätzung der Kommission wird der Bedarf der Vereinten Nationen an militärischen Hochwertfähigkei-
ten für Friedensmissionen tendenziell weiter steigen. Wenn Deutschland, insbesondere in Kooperation mit seinen 
europäischen Partnern, in diesem Bereich mehr Verantwortung übernehmen will, sind eine Reihe strategischer 
Entscheidungen zu treffen, wie dieses Ziel umgesetzt werden soll. Insbesondere betrifft dies die Fragen, mit wel-
chen Fähigkeiten, im Verbund mit welchen Partnern und in welchen Regionen und Krisenszenarien sich Deutsch-
land engagieren will. Die Kommission empfiehlt, dass sich der Bundestag an dieser strategischen Diskussion in 
geeigneter Form beteiligt. 

Kontakte mit Parlamentariern der Bündnispartner 

Auch wenn das Vertrauen zwischen Bündnispartnern zuvörderst durch die Zusammenarbeit im Bündnis und auf 
Regierungsebene entsteht, kann auf parlamentarischer Ebene in diesem Prozess ein ergänzender Beitrag geleistet 
werden. Damit wird berücksichtigt, dass auch die Regierungen der Bündnispartner nicht zuletzt gegenüber ihren 
Parlamenten begründen müssen, wie die Verfügbarkeit neu eingerichteter multilateraler Verbundfähigkeiten po-
litisch gesichert wird. Daher empfiehlt die Kommission, die Kontakte zu den Abgeordneten in den Parlamenten 
der Bündnispartner und den Mitgliedern des Europäischen Parlaments zu nutzen, um das wechselseitige Ver-
ständnis in sicherheitspolitischen und –strategischen Fragen zu stärken. 

Weitere Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt, dass der Bundestag in einem geeigneten Verfahren über eine mögliche Reform des 
verfassungsrechtlichen Rahmens für Auslandseinsätze der Bundeswehr berät, da die vertiefte Erörterung der ak-
tuellen politischen und verfassungsrechtlichen Diskussion außerhalb des Auftrags der Kommission liegt. 
Weiterhin legt die Kommission Empfehlungen zu flankierenden verwaltungsorganisatorischen Maßnahmen und 
zu einer parlamentsfreundlichen Unterrichtung des Bundestages im Bereich der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der EU vor. 
  




